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TELEKOMMUNIKATION

Axel Busch

Deutsche Postunion: 
Ein ordnungspolitisch fragwürdiger Schritt

Die Post in der DDR befindet sich, auch nach eigener Einschätzung, in einem desolaten 
Zustand. Allein die Modernisierung des DDR-Fernsprechnetzes wird auf mindestens 

30 Mrd. DM veranschlagt. Ist vor diesem Hintergrund die vom Bundespostminister angestrebte 
rasche Vereinigung der beiden deutschen Post- und Fernmeldeverwaltungen der 

ökonomisch richtige Weg? Werden mit der schnellen Verwirklichung der deutsch-deutschen 
Postunion Chancen vertan, die Effizienz und Innovationsfähigkeit des Telekommunikations­

sektors insgesamt zu verbessern?

Mit dem 1. Juli 1990 ist die Währungs- und Wirt­
schaftsunion zwischen der DDR und der Bundes­

republik in Kraft getreten. Mit diesem Staatsvertrag sind 
wichtige Weichen dafür gestellt worden, die DDR aus ei­
ner über 40 Jahre währenden staatlich gelenkten Plan­
wirtschaft in eine wettbewerblich organisierte Marktwirt­
schaft zu überführen. In der öffentlichen Diskussion wird 
derzeit häufig der Eindruck erweckt, für mehr Wettbe­
werb und Privatinitiative in der DDR reiche es aus, die 
Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik ohne nennens­
werte Änderungen auf die DDR zu übertragen. Dabei 
wird gerne auf das sogenannte „Wirtschaftswunder“ 
vor 40 Jahren in der Bundesrepublik verwiesen.

Ludwig Erhard hat in der Tat mit einer liberalen, markt­
wirtschaftlich orientierten Wirtschaftspolitik in den An­
fangsjahren der Bundesrepublik die Grundlage zum 
heutigen Wohlstand gelegt und damit einen überzeu­
genden Beweis für die Überlegenheit jeder wettbewerb­
lich organisierten Wirtschaft gegenüber einer staatli­
chen Wirtschaftslenkung gegeben. Seither hat die Bun­
desrepublik sich aber mit ihrer Wirtschaftsordnung in 
wichtigen Bereichen deutlich entfernt von ordnungspoli­
tischen Prinzipien, wie sie in der Gründungszeit vor 
40 Jahren gegolten haben. Es muß daher bezweifelt 
werden, ob das „Modell Bundesrepublik“ , wie es heute 
von den vermeintlichen „Enkeln“ Ludwig Erhards so 
gerne angepriesen wird, ohne Abstriche auch für die Sa­
nierung der DDR-Wirtschaft geeignet ist.

Axel Busch, 32, Dipl.-Volkswirt, ist Mitarbeiter der 
Deutschen Teiepost Consulting GmbH (DETE- 
CON). Der Autor gibt in diesem Artikel seine per­
sönliche Meinung wieder.
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Die Skepsis gründet sich im wesentlichen darauf, daß 
die Regulierungen der Wirtschaft, das heißt alle staatli­
chen oder staatlich sanktionierten Beschränkungen der 
Handlungs- und Verfügungsmöglichkeiten des Men­
schen, in der Bundesrepublik über Jahrzehnte deutlich 
zugenommen haben1. Über 50% des Bruttosozialpro­
dukts werden heute in mehr oder minder regulierten Be­
reichen erwirtschaftet. Der Umfang der staatlichen Inter­
ventionen ist noch größer, wenn man die sektorübergrei- 
fenden Regulierungen, die staatlichen Subventionen 
und die Beschränkungen im Außenhandelsbereich hin­
zurechnet2. Die damit einhergehende Verkrustung der 
Wirtschaft und die mangelnde Flexibilität trugen dazu 
bei, daß die Bundesrepublik in den vergangenen Jahr­
zehnten an wirtschaftlicher Dynamik deutlich verloren 
hat.

Die gegenwärtige Bundesregierung hat die Notwen­
digkeit einer Deregulierung der westdeutschen Wirt­
schaft durchaus erkannt, so etwa Bundeskanzler Kohl 
im Jahre 1983 in seiner Regierungserklärung: „Wir füh­
ren den Staat auf den Kern seiner Aufgaben zurück, da­
mit er sie zuverlässig erfüllen kann.“3 Diesem Plädoyer 
für mehr Marktwirtschaft sind bislang aber keine ein­
schneidenden Reformen gefolgt: Der Rückzug des 
Staates aus privatwirtschaftlichen Aktivitäten konzen­
trierte sich seither vorwiegend auf den Verkauf von Bun-

1 Unabhängige Expertenkommission zum Abbau marktwidriger Regu­
lierungen (Deregulierungskommission): Marktöffnung und Wettbewerb, 
Erster Bericht, Bonn, März 1990, S. 15.

2 Jürgen B. D o n g e  s , Werner S c h a t z :  Staatliche Interventio­
nen in der Bundesrepublik Deutschland: Umfang, Struktur, Wirkungen, 
Kieler Diskussionsbeiträge 119/120, Mai 1986, S. 26.

3 Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 
Nr. 43 vom 5. Mai 1983, S. 398.
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desbeteiligungen wie etwa bei der Volkswagen AG. 
Staatliche Wettbewerbsbeschränkungen wie z.B. im 
Handwerk, bei den freien Berufen, in der Stromwirt­
schaft, im Versicherungs- und Verkehrsgewerbe beste­
hen jedoch weitgehend fort. Zu den wenigen Ausnah­
men gehören die Einführung des Dienstleistungs­
abends im Einzelhandel, die Aufstockung der Kontin­
gente im Güterkraftverkehrsgewerbe oder die soge­
nannte Postreform4.

Ausdehnung von Regulierungen

Gerade solche Wirtschaftszweige, die in der Bundes­
republik dank staatlicher Regulierung einen zum Teil ho­
hen Konkurrenzschutz genießen, plädieren aus nahelie­
genden Gründen für eine Ausdehnung dieser Regulie­
rungen auf die DDR. Sie finden dabei Unterstützung bei 
den Regierungen beider Staaten. In der zweiten Hälfte 
dieses Jahres soll zum Beispiel die westdeutsche Hand­
werksordnung in der DDR eingeführt werden, ein 
Schritt, der bereits vorher vom Zentralverband des Deut­
schen Handwerks empfohlen worden war5. Auch für 
den Straßengüterverkehr, der in der Bundesrepublik bis­
lang weitgehend reguliert ist, sollen in der DDR nach 
den Vorstellungen beider Regierungen Mengenkontin­
gente sowie Mindest- und Höchsttarife nach westdeut­
schem Muster eingeführt werden.

Die westdeutsche Elektrizitätswirtschaft wiederum ist 
im Begriff, durch frühzeitige Joint Ventures mit Versor­
gungskombinaten in der DDR ihr Absatzgebiet auszu­
weiten, ohne aber darauf zu verzichten, weiterhin im Zu­
sammenhang mit dem europäischen Binnenmarkt er­
folgreich die bestehenden nationalen Versorgungsmo­
nopole gegen Wettbewerb aus dem Ausland zu verteidi­
gen6.

Auch die Deutsche Bundespost verfährt nach ähnli­
chem Muster. Jahrelang hat sie sich gegen eine Aufhe­
bung des Post- und Fernmeldemonopols gewehrt. Ge­
rade ein Jahr ist das Poststrukturgesetz in Kraft, wel­
ches die westdeutschen Telekommunikationsmärkte 
teilweise liberalisieren soll. Nun schickt sie sich an, 
durch Schaffung einer sogenannten Postunion mit der 
Post der DDR sich frühzeitig den Einfluß auf den Tele­

4 Henning K l o d t  et al.: Weltwirtschaftlicher Strukturwandel und 
Standortwettbewerb, Kieler Studien 228, Tübingen 1989, S. 133 ff.

5 Heribert S p ä t h :  Handwerk hilft den osteuropäischen Ländern, in: 
Süddeutsche Zeitung vom 9. März 1990.

6 Vgl. Wirtschaftswoche Nr. 13,23. März 1990: RWE wird Marktführer in 
der DDR; sowie Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 23. Juni 1990: Ge­
gen Energieversorgungsmonopol in der DDR.

7 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 2. 5. 1990: Mehr Telefonverbin­
dungen für die DDR.

kommunikationssektor im anderen Teil Deutschlands 
auf Kosten potentieller privater Unternehmen zu si­
chern.

Nach den Vorstellungen von Bundespostminister 
Schwarz-Schilling ist an der Vereinigung der beiden 
Post- und Fernmeldeverwaltungen nicht zu zweifeln; die 
Schaffung von gemeinsamen Postunternehmen müsse 
sich dabei auf ordnungspolitische und organisatorische 
Strukturen erstrecken7. So reichen die Hilfen für die 
DDR-Post von der Gewährung eines Kredits in Höhe 
von 2 Mrd. DM für das Jahr 1991 über die kostenlose Ab­
gabe ausgemusterter Telefon-Vermittlungsanlagen bis 
hin zur Beratung bei der Umorganisation der Fern­
melde- und Postverwaltung nach dem Vorbild der Bun­
despost. Die Aufteilung der Post in der DDR analog zur 
Gliederung in der Bundesrepublik in die Generaldirek­
tionen TELEKOM, POSTBANK und POSTDIENST ist 
bereits realisiert. Selbst die Besoldungsstruktur für die 
Post-Bediensteten in der DDR wurde bereits an die in 
der Bundesrepublik üblichen Bestimmungen angepaßt.

Eine Übernahme der westdeutschen Postreform 
durch die DDR würde zugleich die wettbewerblichen 
Rahmenbedingungen, unter denen Telekommunika­
tionsdienste angeboten werden können, festschreiben. 
Einen Vorgeschmack darauf liefert bereits der Aufbau ei­
nes Mobilfunknetzes in der DDR, mit dem die Bundes­
post -  derzeit als alleiniger Anbieter -  bereits begonnen 
hat, ohne daß bislang geklärt ist, ob und wie private Un­
ternehmen als Mobilfunkbetreiber auf dem Gebiet der 
DDR tätig werden können. Was also vordergründig als 
Solidarbeitrag unter „Verwandten“ erscheinen mag, 
entpuppt sich bei näherem Hinsehen als frühzeitiger 
Versuch der Bundespost, lukrative „Claims“ gegen po­
tentielle Konkurrenten abzustecken.

Desolater Zustand der DDR-Post

Ohne Zweifel ist eine durchgreifende Reform des 
Post- und Fernmeldewesens in der DDR nötig, um auch 
nur annähernd das Leistungsniveau westlicher Kommu­
nikationsnetze und -dienstleistungen zu erreichen. We­
nige Eckdaten machen dies deutlich: Im Jahre 1988 ent­
fielen auf 16,7 Mill. DDR-Einwohner 1,8 Mill. Telefon­
hauptanschlüsse, dies entspricht einer Versorgungs­
dichte von 11 Telefonen pro 100 Einwohner; in der Bun­
desrepublik ist der Wert fünfmal so hoch. DDR-Bürger 
müssen derzeit bis zu 18 Jahre auf einen Telefonan­
schluß warten. Übertragungs- und Vermittlungstechni­
ken sind überaltert, 80% der Systeme sind 35 Jahre und 
älter, 10% sind mehr als 60 Jahre im Einsatz. Zudem ist 
das Netz nicht auf die heutige Nachfrage ausgelegt und 
deshalb meistens überlastet. Allein die Modernisierung
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des Fernsprechnetzes würde nach Schätzungen der 
DDR-Post mindestens 30 Mrd. DM kosten.

Skepsis ist angebracht, ob in dieser Situation die 
Postunion für die DDR der rechte Weg ins moderne 
Kommunikationszeitalter ist. Sicher mag eine Postre­
form, wie sie in Gestalt des Poststrukturgesetzes in der 
Bundesrepublik stattgefunden hat, dabei ein Schritt in 
die richtige Richtung sein, weicht sie doch das bisherige 
staatliche Monopol auf. Ohne Modifizierungen werden 
aber mit einer schlichten Übernahme des Poststruktur­
gesetzes durch die DDR auch wesentliche Mängel über­
nommen, die dieser Reform aus wirtschaftspolitischer 
Sicht anhaften.

So führt die Postreform in der Bundesrepublik zwar 
mit Wirkung vom 1. Juli 1990 zu einer völligen Liberali­
sierung des Telefonendgerätemarktes8. Deutsche Ver­
braucher können demnach Telefonapparate nicht nur 
von der TELEKOM, dem für die Telekommunikation zu­
ständigen Unternehmen innerhalb der Bundespost, 
sondern auch von in- und ausländischen Unternehmen 
beziehen. Zusätzlichen Wettbewerb soll es auch im Be­
reich von sogenannten Mehrwertdiensten geben.

Im Gegensatz zu Reformen in anderen Ländern 
(USA, Großbritannien) bleibt jedoch sowohl das Mono­
pol im Fernsprechdienst als auch das Netzmonopol der 
Post im wesentlichen bestehen. Auch weiterhin ist priva­
ten Unternehmen die Installation und der Betrieb von 
Fernmeldenetzen untersagt -  von eingeschränktem 
Wettbewerb in der Satellitenkommunikation und der Mo­
bilfunkkommunikation einmal abgesehen. Wegen der 
Aufrechterhaltung des Netz- und Fernsprechmonopols, 
mit dem die Bundespost immerhin über 90% ihrer Ein­
nahmen erzielt, fehlt somit in maßgebenden Bereichen 
der Konkurrenzdruck, der zugleich Effizienz und Innova­
tionen im Telekommunikationssektor sicherstellen 
würde. Ohne die „Peitsche des Wettbewerbs“9 -  und 
dies gilt für beide Teile Deutschlands -  wird jedoch auch 
das Fernmeldewesen nicht auskommen, wenn es mit 
der technischen Entwicklung und den Bedürfnissen der 
Nachfrager Schritt halten soll.

Der Wert der Postreform in der Bundesrepublik wird 
zusätzlich eingeschränkt durch die Tatsache, daß nach 
wie vor die Möglichkeit besteht, mit Gewinnen aus lukra­
tiven Marktsegmenten defizitäre Unternehmenssparten 
intern zu subventionieren. Diese Schwächen der Re­
form würde die DDR mit der Übernahme des Poststruk­
turgesetzes gleichfalls importieren.

Verteidigt wurde die Aufrechterhaltung des Fern­
sprech- und Netzmonopols in der Bundesrepublik im 
wesentlichen damit, daß die Bundespost die Einnah­

men aus den Monopolbereichen benötige, um die ho­
hen Investitionen in den Telekommunikationssektor, vor 
allem zur Digitalisierung und Einführung der ISDN-Tech- 
nik, vorzufinanzieren10. Die gegenwärtige Situation in 
der DDR ähnelt insofern den Verhältnissen in der Bun­
desrepublik durchaus.

Die Vorstellung, Investitionen für Telekommunika­
tionsnetze der DDR in einer Größenordnung von minde­
stens 30 Mrd. DM zum größten Teil im Wege der Innenfi­
nanzierung über die laufenden Einnahmen decken zu 
wollen, ist sicher nicht sehr realistisch. Zum einen be­
findet sich das Fernmeldenetz der DDR in einem solch 
desolaten Zustand, daß ein Nachrichtenverkehr mit ei­
nem ausreichenden Gebührenaufkommen kaum zu er­
warten ist. Zum anderen ist der Investitionsbedarf so 
hoch, daß selbst bei sehr günstiger Nachfrageentwick­
lung allein über die Betriebseinnahmen kaum ausrei­
chende Finanzmittel zur Verfügung stünden.

Auch einer Finanzierung durch Vermögensabbau als 
einer weiteren Form der Innenfinanzierung sind vermut­
lich enge Grenzen gesetzt. Dafür spricht nicht nur die 
voraussichtlich geringe Bewertung von mobilem und im­
mobilem Sachvermögen der Post in der heutigen DDR. 
Hinzu kommt, daß ein Vermögensabbau als Finanzie­
rungsquelle nicht in nennenswertem Umfang herange­
zogen werden kann, ohne den Bestand des Unterneh­
mens ernsthaft zu gefährden.

Für die Modernisierung des DDR-Netzes kommen so­
mit nur zwei Finanzierungsalternativen in Betracht: Die 
Zuführung von zusätzlichem Eigenkapital sowie die Auf­
nahme von Fremdkapital als Formen der Außenfinanzie­
rung. Auch die Erfahrungen aus der Bundesrepublik leh­
ren dies.

Finanzierungsalternativen

Zwar hat die Bundespost gemessen am Cash Flow 
ihre Liquiditäts- und Ertragslage von Jahr zu Jahr ver­
bessert und dadurch ihren Spielraum vergrößert, Mittel 
zur Deckung des Kapitalbedarfs auf dem Wege der In­
nenfinanzierung aufzubringen. So lag der Cash Flow 
gemessen am Kapitalbedarf im Jahre 1988 bei etwa 
70%, im Jahre 1970 hingegen nur bei rund 20%11. Über

8 Vgl. Axel B u s c h :  Mehr Wettbewerb im Telekommunikationsbe- 
reich?, In: WIRTSCHAFTSDIENST, 69. Jg. (1989), H.1, S. 36 ff.

9 Vgl. Handelsblatt vom 23./24 .3.1990: „Necker: Das Fernmeldewesen 
kommt ohne die Peitsche des Wettbewerbs nicht aus.“

10 Vgl. Axel B u s c h :  Geht der Post das Geld aus?, Kieler Diskus­
sionsbeiträge 136,Januar 1988.

11 Bundesminister für Post und Telekommunikation (Hrsg.): Deutsche 
Bundespost, Geschäftsbericht, Bonn, versch. Jgg.
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Jahrzehnte hinweg wurde jedoch der Kapitalbedarf 
hauptsächlich von außen gedeckt, teils durch Aufstok- 
kung des Eigenkapitals, teils durch Aufnahme von zu­
sätzlichem Fremdkapital.

Mit Schaffung der Währungs- und Wirtschaftsunion 
gewinnt auch die DDR verbesserten Zugang zu den Ka­
pitalmärkten und damit zu unterschiedlichen Instrumen­
ten der Fremdfinanzierung: Anleihen, Kassenobligatio­
nen, Schuldscheindarlehen, Bankkredite u.ä. Zusätzli­
che Mittel könnten im Wege der Eigenfinanzierung auf­
gebracht werden. Hierzu müßte der Staat -  gegenwär­
tige Eigentumsverhältnisse in der DDR vorausgesetzt -  
aus dem eigenen Haushalt weiteres Kapital zur Verfü­
gung stellen. Ohne eine Kreditaufnahme auf dem Kapi­
talmarkt oder eine Inanspruchnahme der Postbankdien­
ste wäre dies nur über entsprechende Kürzungen im 
Staatshaushalt, etwa durch Abbau von Subventionen, 
durch höhere Einnahmen, vor allem in Form höherer 
Steuern, oder durch Verkauf von Staatsvermögen, z.B. 
von Immobilien, möglich. Die staatlichen Haushalte der 
DDR werden zur Finanzierung eines modernen Tele­

12 Karl O b e r m a n n :  Zur Beschaffung des Eisenbahnkapitals in 
Deutschland in den Jahren 1835-1855, in: Revue Internationale d'Histoire 
delaBanque, 1972, S. 315-352; Axel B u s c h :  Geht der Post das Geld 
aus?, a.a.O., S. 10 ff.

kommunikationsnetzes aber wohl kaum eingesetzt wer­
den können, wenn man bedenkt, daß schon jetzt Über­
brückungskredite der Bundesregierung benötigt wer­
den, um den laufenden Verpflichtungen nachkommen 
zu können.

Alternativ oder in Ergänzung zu den bisher vorgestell­
ten Finanzierungsinstrumenten könnte die DDR Kapital 
zur Modernisierung ihres Telekommunikationssektors 
auch über eine stärkere Privatisierung mobilisieren. Vor­
ausgesetzt die DDR-Post würde in eine privatrechtliche 
Gesellschaft umgewandelt, wäre es zum Beispiel denk­
bar, private Kapitalgeber als Gesellschafter zu gewin­
nen. Auf diese Weise wurden auch schon andere Infra­
strukturinvestitionen vergleichbarer Größenordnung in 
Deutschland finanziert, so etwa der Eisenbahnbau im 
19. Jahrhundert12. Die Einlagen könnten sowohl in mo­
netärer Form als auch als Sacheinlagen erfolgen. Ange­
sichts des prognostizierten Wachstumspotentials der 
DDR-Wirtschaft insgesamt und besonders des Tele­
kommunikationssektors dürfte es bei ausreichender 
Rechtssicherheit nicht schwerfallen, private Investoren 
aus der Bundesrepublik und dem Ausland zu gewinnen, 
seien es Produzenten von Telekommunikationseinrich­
tungen, seien es Fernmeldegesellschaften oder son­
stige Finanziers, die nach rentablen Anlagemöglichkei­
ten suchen.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWÂ-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG <■

NEUERSCHEINUNG

Georg Koopmann

Großoktav, 
119 Seiten, 1989, 
brosch. DM 39,- 

ISBN 3-87895-371-2

s
HANDELSPOLITIK UND INTERNATIONALE 
WETTBEWERBSFÄHIGKEIT
Das Beispiel der amerikanischen Textil-und Bekleidungsindustrie

Seit mehr als 15 Jahren wird der internationaleTextilhandel durch das 
Welttextilabkommen (MFA) reguliert, das sich bis heute zu einem 
protektionistischen Monstrum entwickelt hat. Die vorliegende Fall­
studie weist nach, daß die Textilindustrie -  nicht aber die 
Bekleidungsindustrie-hinter den handelspolitischen Schutzmauern 
des MFA zwar eine beachtliche Investitionsdynamik entfaltete. 
Letztlich haben sich aber diese Investitionen volkswirtschaftlich nicht 
ausgezahlt: Eine durchgreifende Verbesserung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der amerikanischen Textilindustrie ist nicht 
erreicht worden, die Industrie ist -  ebenso wie die Bekleidungsindu­
strie -  vom Außenschutz heute so abhängig wie vor 15 Jahren.

VERLAG WEITARCHIV GMBH -  HAMBURG
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Der „RundeTisch“ der DDR-Opposition hatte bereits 
einen Gesetzentwurf vorbereitet, nach dem die Post in 
eine Aktiengesellschaft umgewandelt werden sollte13. 
Die Postunion zwischen beiden deutschen Postverwal­
tungen hat dieses Vorhaben zum Scheitern gebracht. 
Das rasche Handeln der Bundespost in diesem Zusam­
menhang ist durchaus verständlich angesichts der Tat­
sache, daß die Vorstellung einer Privatisierung des 
Fernmeldebereichs in der Bundesrepublik noch nie auf 
Zuspruch stieß. Im Ausland hingegen steht man einer 
Privatisierung des Telekommunikationssektors zum 
Zwecke der Kapitalbeschaffung aufgeschlossener ge­
genüber.

Vorbilder im Ausland

In Großbritannien zum Beispiel wurde zum 1. Januar 
1985 im Anschluß an eine weitreichende Deregulierung 
des Telekommunikationssektors, zu der auch die Frei­
gabe des Wettbewerbs im Netzbereich gehörte, die bis 
dahin staatliche Telefongesellschaft British Telecom 
zu 51 % privatisiert14.

Ausschlaggebend für diesen Schritt war nicht allein 
die Überzeugung der britischen Regierung, der Staat 
solle sich aus möglichst vielen Bereichen der Wirtschaft 
zurückziehen. Es setzte sich vor allem die Erkenntnis 
durch, daß ohne die Privatisierung die für den Ausbau 
der Telekommunikationsinfrastruktur nötigen Investitio­
nen nicht oder nur unter starken Belastungen für das 
Staatsbudget finanziert werden könnten15. Nicht nur In­
dustrieländer, sondern auch Schwellenländer wie Ma­
laysia oder Süd-Korea sind zunehmend bereit, ihre 
Fernmeldeverwaltungen vor dem Hintergrund des stei­
genden Investitions- und Finanzierungsbedarfs zu pri­
vatisieren16.

Eine Privatisierung des Telekommunikationssektors 
in der DDR müßte sich nicht allein auf eine Überführung 
der dortigen Post in eine Aktiengesellschaft beschrän­
ken. Vorstellbar wäre auch, einzelne bislang angebo­
tene oder neu hinzukommende Dienstleistungen inner­
halb des Telekommunikationssektors privaten Unter­
nehmen zu übertragen. Dabei ist gerade an die Moder­
nisierung beziehungsweise den Ausbau sowie den Be­
trieb von terrestrischen Fernsprechnetzen, von Mobil­

13 Vgl. Wirtschaftswoche, Nr. 14,30. März 1990: Unhaltbare Zustände.

14 Arnulf H e u e r m a n n ,  Karl-Heinz N e u m a n n :  Die Liberali­
sierung des britischen Telekommunikationsmarktes, Wissenschaftliches 
Institut für Kommunikationsdienste -WIK-, Bad Honnef, Heidelberg 1985.

15 Karin N e w m a n :  The Selling of British Telecom, London 1986, S. 3; 
Wolfram E n g e l s :  EinseitigeBetrachtungen,Düsseldorf1986,S.74.

16 The Industry assembles at CommunicAsia '90, in: Communications 
International, Mai 1990, S. 49.

funknetzen und Datenübertragungsleitungen zu den­
ken -  Tätigkeitsfelder also, die in der Bundesrepublik 
auch nach der Postreform im wesentlichen der Bundes­
post Vorbehalten sind. Vorstellbar wäre etwa, neben 
oder in Ergänzung zur staatlichen Fernmeldeverwal­
tung Lizenzen für solche Telekommunikationsdienste je­
weils mehreren privaten Unternehmen in Konkurrenz 
zueinanderzu erteilen.

Fazit

Derartige Wettbewerbslösungen, die über die vom 
Poststrukturgesetz gesetzten Grenzen hinausgehen, 
hätten für die DDR zudem den Vorteil, vergleichsweise 
kurzfristig Ressourcen, vor allem aus dem Ausland, zu 
mobilisieren. Die Modernisierung des Telekommunika­
tionssektors in der DDR weitgehend der Bundespost zu 
überlassen, hieße möglicherweise, die westdeutsche 
Fernmeldeverwaltung zu überfordern. Keineswegs si­
cher ist, ob die Bundespost eigene Ressourcen in aus­
reichendem Umfang mobilisieren kann, ohne die Durch­
führung von Investitionsvorhaben in der Bundesrepublik 
zu vernachlässigen. Konkurrenz innerhalb der DDR und 
zwischen Unternehmen in beiden deutschen Staaten 
böte schließlich zusätzliche Vergleichsmöglichkeiten in 
Hinblick auf die Effizienz und die Innovationsfreudigkeit 
einzelner Netzbetreiber und Anbieter von Telekommuni­
kationsdiensten. Andere RGW-Staaten wie Ungarn 
zum Beispiel, die unter vergleichbaren Problemen lei­
den wie die DDR, haben offenbar die Vorteile von Wett­
bewerb erkannt und erwägen bereits, private Lizenzen 
für den Betrieb von Kommunikationsnetzen und -dienst- 
leistungen zu vergeben.

Die DDR ist in der glücklichen Lage, auch aus den 
Fehlern zu lernen, die die Bundesrepublik in den 40 Jah­
ren ihres Bestehens gemacht hat. Die Vielzahl an Regu­
lierungen , die die wirtschaftliche Dynamik hierzulande 
bis heute einschränken, zählen zum Großteil dazu. Aus 
dieser Sicht wäre die DDR gut beraten, stärker als bis­
her die westdeutsche Wirtschaftsordnung auf ihren Nut­
zen für die Lösung anstehender Probleme im anderen 
Teil Deutschlands abzuklopfen. Die Ausführungen über 
die Postunion und das Poststrukturgesetz haben dies 
deutlich gemacht.

Mit mehr Mut zu Wettbewerb und Privatinitiative, als 
ihn wichtige Wirtschaftszweige in der Bundesrepublik 
derzeit offenbaren, könnte die DDR also durchaus in die 
Fußstapfen von Ludwig Erhard treten und den Grund­
stein für ein zweites „Wirtschaftswunder“ legen. Wie Er­
fahrungen aus dem Fernmeldewesen beweisen, ver­
mag ein Blick über die Grenzen hinaus ins europäische 
und außereuropäische Ausland dabei nützliche Anre­
gungen zu bieten.
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